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§ 1 Geltungsbereich 
1. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen finden Anwen-

dung auf alle Beschaffungsvorgänge zwischen  
a) der Poly-clip System GmbH & Co. KG oder  
b) den mit den unter a) verbundenen deutschen Unter-

nehmen  
nachfolgend auch „Auftraggeber“ genannt, einerseits und 
deren Lieferanten, soweit es sich dabei um Unternehmer im 
Sinne von § 14 BGB handelt, - nachfolgend „Auftragneh-
mer“ genannt - andererseits. 

2. Die Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und 
dem Auftraggeber richten sich ausschließlich nach diesen 
Bedingungen. Abweichungen, Änderungen und Ergänzun-
gen bedürfen der Schriftform. Entgegenstehende, ergän-
zende oder von diesen Bedingungen abweichende Bedin-
gungen des Auftragnehmers werden nur Bestandteil des 
Vertrages, wenn der Auftraggeber dies ausdrücklich schrift-
lich anerkennt. Die widerspruchslose Entgegennahme von 
Lieferungen und Leistungen sowie deren Bezahlung als 
auch ein Schweigen des Auftraggebers stellt in keinem Fall 
eine Annahme von Bedingungen des Auftragnehmers dar. 
Der Auftraggeber widerspricht jeglichen zusätzlichen oder 
widersprechenden oder entgegenstehenden Bedingungen 
oder Konditionen in Angeboten, Bestellannahmen oder Be-
stätigungen des Auftragnehmers. 

3. Diese Einkaufsbedingungen gelten, soweit es sich um ein 
beidseitiges Handelsgeschäft handelt, auch für alle künfti-
gen Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und 
dem Auftraggeber, auch wenn im Einzelfall nicht ausdrück-
lich auf diese Einkaufsbedingungen Bezug genommen 
wird. 

4. Diese Einkaufsbedingungen gelten für alle Beschaffungs-
vorgänge, wie z.B. Werkzeuge, Maschinen, Ausrüstungen, 
Teile, Rohmaterial, sonstiges Material, Software, Werkleis-
tungen aller Art oder Dienstleistungen („der Liefergegen-
stand“ oder „die Lieferleistung“). 

5. Soweit es sich bei den Vertragsleistungen um Bauleistun-
gen handelt, gelten unter Ausschluss der VOB/B aus-
schließlich die gesetzlichen Regelungen. 

 
§ 2 Angebot / Auftragserteilung 
1. Die Erstellung des Angebots erfolgt für den Auftraggeber 

kostenfrei. 
2. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber im Angebot auf 

Abweichungen von den Anfrageunterlagen ausdrücklich 
hinzuweisen. 

3. Lieferverträge kommen erst zustande, wenn der Auftrag-
nehmer die Bestellung des Auftraggebers schriftlich bestä-
tigt hat oder aufgrund einer Bestellung des Auftraggebers 
mit der Leistungserbringung beginnt. 

4. Bestätigt der Auftragnehmer die Bestellung nicht innerhalb 
von 5 Arbeitstagen nach Zugang der Bestellung und be-
ginnt er in dieser Frist nicht mit der Leistungserbringung, so 
ist der Auftraggeber zum Widerruf der Bestellung berech-
tigt, ohne dass dem Auftragnehmer daraus Schadenersatz-
ansprüche zustehen. 

 
§ 3  Leistungsinhalt / Änderungen / Ersatzteile 
1. Der Leistungsinhalt und -umfang ergibt sich aus der Einzel-

bestellung und den in der Einzelbestellung genannten mit 
geltenden Unterlagen sowie den vorliegenden Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen. Ideen, Entwürfe, Modelle, Muster 
und alle anderen beim Auftragnehmer im Zuge der Leis-
tungserbringung entstehende Arbeitsergebnisse sind Teil 
der Auftragsleistung. 

2. Der Auftragnehmer wird alle ihm zur Ausführung eines Lie-
fervertrages überlassenen Spezifikationen, Leistungsbe-
schreibungen und sonstigen Informationen sowie etwaige 
zur Ausführung des Liefervertrages überlassene Beistellun-
gen, Teile und sonstige Materialien auf ihre Eignung hin-
sichtlich des vom Auftraggeber und dem Endkunden des 
Auftraggebers angestrebten Zwecks überprüfen. Zeigt sich 
hierbei, dass Abweichungen oder Korrekturen an den über-
lassenen Gegenständen oder den Vertragsgegenständen 
erforderlich oder zweckmäßig sind, so hat der Auftragneh-
mer dies dem Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen. Der 
Auftraggeber wird den Auftragnehmer dann schriftlich da-
von unterrichten, ob und gegebenenfalls welche 

Änderungen der Auftragnehmer vorzunehmen hat. Sofern 
aus Sicht des Auftragnehmers solche Änderungen dazu 
führen könnten, dass sich die vereinbarten Kosten der Ver-
tragsgegenstände verändern oder das vereinbarte Termine 
nicht eingehalten werden können, so hat der Auftragneh-
mer den Auftraggeber hierauf unverzüglich hinzuweisen. 
Über die Auswirkungen, insbesondere hinsichtlich Mehr- o-
der Minderkosten sowie der vereinbarten Termine sind ein-
vernehmlich angemessene Regelungen zu treffen. Kommt 
eine Einigung innerhalb angemessener Zeit nicht zustande, 
entscheidet der Auftraggeber nach billigem Ermessen. 

3. Der Auftragnehmer wird dafür Sorge tragen, dass ihm alle 
für die Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen be-
deutsamen Informationen und Umstände sowie die von 
dem Auftraggeber beabsichtigte Verwendung seiner Liefe-
rungen rechtzeitig bekannt sind. Auf das Fehlen für die Ver-
tragserfüllung notwendiger Unterlagen kann sich der Auf-
tragnehmer nur berufen, sofern er die Unterlagen rechtzei-
tig schriftlich angefordert und nicht innerhalb angemesse-
ner Frist erhalten hat. Der Auftragnehmer steht dafür ein, 
dass seine Lieferungen alle Leistungen umfassen, die für 
eine vorschriftsmäßige und sichere Verwendung notwendig 
sind, dass sie für die beabsichtigte Verwendung geeignet 
sind und dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Tech-
nik entsprechen. 

4. Der Auftragnehmer wird bei der Leistungserbringung alle 
nach anwendbarem Recht einschlägigen Normen, Gesetze 
und Rechtsvorschriften, insbesondere die einschlägigen Si-
cherheits-, Umweltschutz-, Gefahrstoff-, Gefahrgut- und 
Unfallverhütungsvorschriften beachten, sowie die allge-
mein anerkannten sicherheitstechnischen Regeln und die 
entsprechenden Vorgaben des Auftraggebers und des 
Endkunden einhalten. Insbesondere schließen gesetzliche 
Regelungen wie die Elektro- und Elektronikaltgerätegesetz 
(EU-Richtlinie 2011/65/EU – RoHS) das Inverkehrbringen 
bestimmter Stoffe in definierten Anwendungen aus. Der 
Auftragnehmer verpflichtet sich, dass alle von ihm geliefer-
ten Teile/Produkte keine verbotenen Stoffe im Sinne dieser 
Richtlinie enthalten und auch in Zukunft nicht enthalten wer-
den. 

5. Findet die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 vom 18. Dezem-
ber 2006 ("REACHVO") auf die Lieferleistungen Anwen-
dung, sichert der Auftragnehmer zu, dass diese den Anfor-
derungen der REACH-VO sowie allen nationalen Bestim-
mungen, die in Umsetzung dieser Verordnung erlassen 
wurden („REACH“), entsprechen. Der Auftragnehmer ga-
rantiert die Erfüllung sämtlicher REACH-Verpflichtungen, 
einschließlich der (Vor-) Registrierungen und der Bereitstel-
lung REACH konformer Sicherheitsdatenblätter und IMDS-
Datenblätter. Sofern Lieferleistungen nicht in Übereinstim-
mung mit REACH erbracht werden, behält sich der Auftrag-
geber das Recht vor, von Rahmen- oder Einzelaufträgen 
zurückzutreten oder diese zu kündigen. Der Auftragnehmer 
verpflichtet sich, den Auftraggeber unverzüglich über sämt-
liche Änderungen, welche die Einhaltung von REACH be-
einträchtigen, zu informieren. Der Auftragnehmer stellt den 
Auftraggeber von sämtlichen Ansprüchen Dritter aufgrund 
der Nichteinhaltung von REACH frei. Die Nichterfüllung der 
sich aus REACH ergebenden Anforderungen und Verpflich-
tungen stellt einen die Gewährleistungsrechte auslösenden 
Mangel dar. 

6. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber über die erforder-
lichen behördlichen Genehmigungen und Meldepflichten 
für die Einfuhr und das Betreiben der Lieferleistungen auf-
zuklären. Der Auftragnehmer ist insbesondere verpflichtet, 
die zum Zeitpunkt der Lieferung einschlägigen Exportkon-
trollvorschriften einzuhalten. Er hat dem Auftraggeber un-
aufgefordert in schriftlicher Form eine etwaige Exportkon-
trollkennzeichnung der Vertragsgegenstände oder Teilen 
hiervon nach anwendbarem Recht zum Zeitpunkt der Liefe-
rung, insbesondere nach den geltenden EU- und US-Vor-
schriften, spätestens mit Lieferung mitzuteilen. Für jeden 
von der Exportkontrolle betroffenen Vertragsgegenstand o-
der Teilen hiervon sind die betreffende Ausfuhrkontrollliste 
und die Listenposition zu benennen. 

7. Der Auftraggeber kann vom Auftragnehmer jederzeit vor 
Abnahme Änderungen der Lieferleistung, insbesondere in 
Konstruktion und Ausführung verlangen, sofern die 
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Vereinbarung der Änderung oder Abweichung unter Be-
rücksichtigung seiner Interessen dem Auftragnehmer zu-
mutbar ist. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Änderun-
gen auf Basis der vorliegenden Vertragsbedingungen un-
verzüglich umzusetzen. Sofern aus Sicht des Auftragneh-
mers solche Änderungen dazu führen könnten, dass sich 
die vereinbarten Kosten der Vertragsgegenstände verän-
dern oder das vereinbarte Termine nicht eingehalten wer-
den können, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber 
hierauf unverzüglich hinzuweisen. Über die Auswirkungen, 
insbesondere hinsichtlich Mehr- oder Minderkosten, sowie 
der vereinbarten Termine sind einvernehmlich angemes-
sene Regelungen zu treffen. Kommt eine Einigung inner-
halb angemessener Zeit nicht zustande, entscheidet der 
Auftraggeber nach billigem Ermessen. 

8. Der Auftragnehmer stellt sicher, dass er den Auftraggeber 
für einen Zeitraum von 10 Jahren, beginnend nach Liefe-
rung der Vertragsgegenstände, mit weiteren Vertragsge-
genständen oder Teilen hiervon als Ersatzteile beliefern 
kann, sofern nicht aufgrund des technischen Fortschritts ein 
kompatibles oder adäquates Teil geliefert werden kann. 

 
§ 4 Software 
1. Soweit der Auftragnehmer zur Lieferung von Software ver-

pflichtet ist, räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
eine nicht-ausschließliche, übertragbare, zeitlich und örtlich 
unbeschränkte Lizenz ein. Mit der vereinbarten Vergütung 
ist auch die Lizenzgebühr abgegolten. 

2. Soweit ein Dritter Inhaber der Schutz- und Urheberrechte 
an der Software ist, stellt der Auftragnehmer sicher, dass 
dem Auftraggeber eine Lizenz in gleichem Umfang wie in § 
4 Abs. 1 eingeräumt wird. 

3. Darüber hinaus ist der Auftraggeber berechtigt, die Soft-
ware zu vervielfältigen, zu bearbeiten, zu verbreiten oder zu 
dekompilieren, wenn dies erforderlich ist, um die Interope-
rabilität der Software mit anderen Programmen herzustel-
len oder Fehler der Software zu beseitigen. 

 
§ 5 Termine / Verzug / Verzugsschaden 
1. Vereinbarte Termine und Lieferfristen sind verbindlich. 

Maßgeblich für die Einhaltung vereinbarter Fristen und Ter-
mine ist der Eingang der mangelfreien Lieferung und/oder 
Leistung an dem Erfüllungsort bzw. die erfolgreich durch-
geführte Abnahme oder sonstige Leistungsüberprüfung, 
wenn eine solche vereinbart oder gesetzlich vorgesehen ist. 

2. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber eine 
erkennbare Verzögerung seiner Leistung, eine absehbare 
mögliche Verzögerung seiner Leistung oder erkennbare o-
der absehbare mögliche Probleme mit der Lieferung in der 
vereinbarten Qualität unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
Auf von ihm nicht zu vertretende Ursachen einer Verzöge-
rung kann sich der Auftragnehmer nur dann berufen, wenn 
er seiner Anzeigeverpflichtung dem Auftraggeber gegen-
über nachgekommen ist. 

3. Eine Anzeige von Verzögerungen durch den Auftragneh-
mer und jegliche damit verbundene Fortschreibungen ver-
einbarter Liefertermine befreien den Auftragnehmer keines-
falls von den Verzugsfolgen, es sei denn, der Verzicht auf 
Verzugsfolgen wird bei der Terminänderung ausdrücklich 
durch den Auftraggeber schriftlich erklärt. Insofern stehen 
dem Auftraggeber trotz Fortschreibung der Liefertermine 
nach einer Anzeige von Verzögerungen durch den Auftrag-
nehmer weiterhin alle Rechte aus dem Liefervertrag zu, die 
aus dem Verzug des Auftragnehmers resultieren oder mit 
diesem in Zusammenhang stehen. 

4. Bei Verzug des Auftragnehmers ist der Auftraggeber ohne 
weitere Nachfristsetzung berechtigt, vom Auftragnehmer ei-
nen pauschalierten Schadensersatz zu fordern. Dieser be-
trägt für jeden angefangenen Werktag des Verzuges0,3 % 
des Gesamtauftragswerts, insgesamt jedoch höchstens 
5 % des Gesamtauftragswertes. Der Auftragnehmer ist be-
rechtigt, den Nachweis zu führen, dass kein oder nur ein 
wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. Die Geltend-
machung weiterer Rechte bleibt hiervon unberührt. Der 
pauschalierte Schadensersatz ist dabei auf einen tatsäch-
lich eingetretenen und geltend gemachten Verzugsschaden 
anzurechnen. Das Recht, die Zahlung des pauschalierten 
Schadensersatzes zu verlangen, wird nicht durch 

vorbehaltlose Annahme der verspäteten Lieferung verwirkt. 
Der pauschalierte Schadensersatz kann vom Auftraggeber 
bis zur vollständigen Bezahlung der Vertragsgegenstände 
geltend gemacht werden. 

 
§ 6  Höhere Gewalt 
1. Höhere Gewalt, insbesondere Arbeitskämpfe, Unruhen, be-

hördliche Maßnahmen und sonstige unvorhersehbare, un-
abwendbare und schwerwiegende Ereignisse bewirken 
wechselseitig das Ruhen der Leistungsverpflichtung der 
Vertragspartner für die Dauer der Störung. Die Vertrags-
partner sind verpflichtet, im Rahmen des Zumutbaren un-
verzüglich die erforderlichen Informationen zu geben und 
ihre Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen nach 
Treu und Glauben anzupassen. 

2. Im Falle, dass aufgrund von höherer Gewalt die Leistungs-
pflichten für einen Zeitraum von mehr als zwei Wochen ru-
hen, ist der Auftraggeber berechtigt, das Vertragsverhältnis 
mit sofortiger Wirkung zu kündigen. In diesem Fall kann der 
Auftragnehmer Ersatz seiner nachweislich entstandenen 
Aufwendungen verlangen, die ihm im Vertrauen auf den Be-
stand des Vertragsverhältnisses bis zum Ruhen der ver-
traglichen Verpflichtungen entstanden sind. 

 
§ 7 Preise/Liefer- und Zahlungsbedingungen/ Forderungs-

abtretung/Aufrechnung/ 
Zurückbehaltungsrecht 

1. Die vereinbarten Preise sind Festpreise. Werden im Ange-
bot Stundensätze aufgenommen, so dienen sie lediglich 
der Kostentransparenz. Etwas anderes gilt nur, soweit aus-
drücklich schriftlich vereinbart wird, dass eine Abrechnung 
ausschließlich nach Einheiten auf Grundlage ausgehandel-
ter Stundensätze erfolgen soll. 

2. Die Preise sind jeweils inklusive aller Aufwendungen des 
Auftragnehmers, z. B. Kosten für Material, Nutzungen von 
Einrichtungen, Reisekosten, Transport, Versicherung, Ver-
packung frei Haus, Zölle, Steuern etc. 

3. Ist ein Zahlungsplan vereinbart, erfolgen Zahlungen nach 
Eingang einer entsprechenden Teilrechnung gemäß den im 
Zahlungsplan vereinbarten Terminen und Teilbeträgen. Vor 
Abnahme der Gesamtleistung durch den Auftraggeber er-
folgen sämtliche Zahlungen als A-Conto-Zahlungen ohne 
Anerkennung der bisherigen Leistung als Erfüllung. Die 
Rechnungsstellung über die Schlussrate erfolgt in jedem 
Falle erst nach vollständiger Lieferung und soweit vertrag-
lich oder gesetzlich vorgesehen nach Abnahme der Ge-
samtleistung. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Schluss-
rate oder maximal 5 % des Auftragswertes bis zum Ablauf 
der Gewährleistungsfrist zurückzubehalten. Die Auftrag-
nehmer ist berechtigt, einen solchen Einbehalt durch Stel-
len einer selbstschuldnerischen Gewährleistungsbürg-
schaft (unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage) ei-
ner Bank oder eines Kreditversicherers abzulösen. 

4. Rechnungen sind in einfacher Ausfertigung unter Angabe 
von Bestellnummer, Bestellkennzeichen und Nummern je-
der einzelnen Bestellposition an den Auftraggeber zu sen-
den. Die Rechnung muss ferner alle zu einem Vorsteuerab-
zug berechtigenden Angaben, insbesondere Steuernum-
mer oder Umsatzsteuer- Identifizierungs-nummer und 
sonstige Pflichtangaben einer Rechnung gemäß den ein-
schlägigen gesetzlichen Vorschriften des anwendbaren 
Rechts enthalten. Enthält die Rechnung die vorgenannten 
Daten nicht, ist der Auftraggeber nicht verpflichtet, die aus-
gewiesene Umsatzsteuer zu bezahlen. Wird dem Auftrag-
geber der Vorsteuerabzug wegen einer nicht ordnungsge-
mäßen Rechnung versagt, hat der Auftragnehmer die von 
dem Auftraggeber bezahlte Umsatzsteuer zurückzubezah-
len. 

5. Die Zahlung erfolgt innerhalb von 14 Werktagen unter Ab-
zug von 3 % Skonto oder innerhalb von 30 Kalendertagen 
netto durch Zahlungsmittel nach Wahl des Auftraggebers, 
soweit nichts anderes vereinbart ist. Zahlungsfristen wer-
den mit der späteren der folgenden Möglichkeiten in Gang 
gesetzt: (a.) Lieferung oder Abnahme der Leistung, (b.) Ein-
gang der Rechnung oder (c.) dem in der Bestellung ge-
nannten Liefertermin. 
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6. Lieferungen erfolgen, soweit in der Einzelbestellung nicht 
anderweitig vereinbart, „Delivery Duty Paid“ („DDP“) (ge-
mäß Incoterms 2010). 

7. Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, seine Forderungen 
an Dritte abzutreten oder durch Dritte einziehen zu lassen. 
Tritt der Auftragnehmer seine Forderungen gegen den Auf-
traggeber entgegen Satz 1 ohne dessen Zustimmung an ei-
nen Dritten ab, so ist die Abtretung gleichwohl wirksam. Der 
Auftraggeber kann jedoch nach seiner Wahl mit befreiender 
Wirkung an den Auftragnehmer oder den Dritten leisten. 

8. Der Auftraggeber ist zur Aufrechnung berechtigt und zwar 
auch mit solchen Forderungen, die seinen verbundenen 
Unternehmen gegen den Auftragnehmer zustehen, sowie 
mit Forderungen, die dem Auftragnehmer gegen ein ver-
bundenes Unternehmen des Auftraggebers zustehen. 

9. Bei fehlerhafter Lieferung ist der Auftraggeber berechtigt, 
die Zahlung wertanteilig bis zur ordnungsgemäßen Erfül-
lung zurückzuhalten. 

 
§ 8 Beistellungen / Werkzeuge / Herausgabeverlangen 
1. Dem Auftragnehmer vom Auftraggeber überlassene Ent-

würfe, Muster, Fertigungsmittel, Modelle, Datenträger, Pro-
totypen, Abbildungen, Zeichnungen, Dokumentationen, 
Materialien, Ausrüstung, Komponenten, Teile, Behälter, 
Verpackungen, Werkzeuge, Messinstrumente, Vorrichtun-
gen, Muster oder sonstige, auch leihweise überlassene Ge-
genstände, die sich bestimmungsgemäß beim Auftragneh-
mer befinden, (im Folgenden „Beistellungen") sind nicht Ei-
gentum des Auftragnehmers, sondern bleiben Eigentum 
des Auftraggebers soweit nicht ausdrücklich etwas Abwei-
chendes vereinbart wurde. 

2. Beistellungen werden vom Auftragnehmer unverzüglich 
kontrolliert und überprüft - etwaige Beanstandungen sind 
dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Der 
Auftragnehmer darf die Beistellungen nur im Zuge der Auf-
tragsbearbeitung für den Auftraggeber verwenden und 
nicht ohne vorheriges schriftliches Einverständnis des Auf-
traggebers für andere Zwecke benutzen oder anderen eine 
solche Benutzung gestatten. 

3. Beistellungen sind deutlich als Eigentum des Auftraggebers 
zu kennzeichnen und sicher und getrennt von anderen Ge-
genständen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
kostenlos für den Auftraggeber zu verwahren. Der Auftrag-
nehmer hat mit den Beistellungen vorsichtig und sachge-
recht zu verfahren, auf eigene Kosten in gutem Zustand zu 
erhalten, wenn nötig zu ersetzen und den Auftraggeber hin-
sichtlich jeglicher Ansprüche, Kosten und Schäden, die aus 
dem Einbau, Gebrauch, der Aufbewahrung oder der Repa-
ratur der Beistellungen folgen oder damit in Zusammen-
hang stehen, schadlos zu halten. Der Auftragnehmer trägt 
die Gefahr für die Beistellungen, solange sie sich in seinem 
Gewahrsam oder unter seiner Kontrolle befinden. Der Auf-
tragnehmer ist verpflichtet, die Beistellungen auf eigene 
Kosten gegen alle versicherbaren Risiken (All Risk) in Höhe 
des Wiederbeschaffungswertes zu versichern, sofern es 
sich dabei nicht nur um geringwertige Gegenstände han-
delt. Der Auftragnehmer tritt hiermit seine Ansprüche gegen 
die Versicherung im Voraus an den Auftraggeber ab. Der 
Auftraggeber nimmt diese Abtretung hiermit an. 

4. Der Auftraggeber oder ein vom Auftraggeber benannter 
Dritter sind jederzeit, nach vorheriger Anmeldung, berech-
tigt, während der gewöhnlichen Geschäftszeiten das Be-
triebsgelände des Auftragnehmers zu betreten und die Bei-
stellungen und diesbezügliche Aufzeichnungen zu kontrol-
lieren. Dies gilt jedoch nur für Dritte, die zur Berufsver-
schwiegenheit verpflichtet sind. 

5. Dem Auftraggeber steht das Recht zu, jederzeit und ohne 
besonderen Grund, die Herausgabe der Beistellungen zu 
verlangen. Auf ein solches Verlangen des Auftraggebers 
hat der Auftragnehmer die Beistellungen unverzüglich her-
auszugeben, für den Versand vorzubereiten oder an den 
Auftraggeber gegen Vergütung der angemessenen Trans-
portkosten zu liefern. Die Geltendmachung von Zurückbe-
haltungsrechten oder Pfandrechten durch den Auftragneh-
mer ist ausgeschlossen, sofern dadurch nicht auch unbe-
strittene und rechtskräftig festgestellte Gegenforderungen 
ausgeschlossen werden. 

6. Verarbeitung oder Umbildung des beigestellten Materials 
werden vom Auftragsnehmer für den Auftraggeber vorge-
nommen. Wird das bereitgestellte verarbeitet, so erwirbt 
der Auftraggeber das Miteigentum an der neuen Sache im 
Verhältnis zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur 
Zeit der Verarbeitung. Der Auftragnehmer verwahrt die 
neue oder umgebildete Sache kostenfrei für den Auftragge-
ber mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns. 

7. Der Auftragnehmer stellt Hilfsmodelle, Werkzeuge, Mo-
delle, Formen oder ähnliches (im Folgenden „Werkzeuge“), 
die für die Erbringung der Vertragsleistung benötigt werden, 
für den Auftraggeber her. Das Eigentum an vom Auftrag-
nehmer hergestellten Werkzeugen, die für die Erbringung 
der Vertragsleistung benötigt werden, geht mit Entstehung 
auf den Auftraggeber über. Werkzeuge sind somit wie Bei-
stellungen durch den Auftraggeber zu behandeln. Der Auf-
traggeber hat das Recht, jederzeit nach eigenem Ermessen 
die Herausgabe der Werkzeuge gegen Erstattung der bei 
Anfertigung der Werkzeuge nachweislich entstandenen 
und zum Zeitpunkt des Herausgabeverlangens nicht durch 
Zahlungen oder über einen Teilepreis amortisierte Kosten 
zu verlangen. Auch ohne Einigung der nach dieser Rege-
lung zu erstattenden Herstellkosten ist der Auftragnehmer 
zur sofortigen Herausgabe verpflichtet. Ein Zurückbehal-
tungsrecht ist ausgeschlossen. Der Auftraggeber hat das 
Recht, die Werkzeuge nach Auftragsende durch den Auf-
tragnehmer, für den Auftraggeber kostenfrei, vernichten zu 
lassen. Die Vernichtung von Werkzeugen bedarf der schrift-
lichen Zustimmung des Auftraggebers. 

 
§ 9 Untervergabe 

Die Untervergabe von Aufträgen an Dritte ist nur nach 
schriftlicher Zustimmung durch den Auftraggeber zulässig. 
Im Falle, dass der Auftragnehmer hiergegen verstößt, ist 
der Auftraggeber berechtigt, mit sofortiger Wirkung den 
Vertrag zu kündigen (wichtiger Kündigungsgrund). 

 
§ 10 Abnahme / Gefahrübergang / Eigentumsübergang / Ei-

gentumsvorbehalt 
1. Soweit nach der Art der Lieferleistung nach dem zugrunde 

liegenden Recht oder aufgrund vertraglicher Vereinbarung 
eine Abnahme erforderlich ist, gilt die Lieferleistung mit 
schriftlicher Abnahmeerklärung des Auftraggebers als ab-
genommen. Kommt der Auftraggeber nach schriftlicher An-
zeige der Abnahmebereitschaft durch den Auftragnehmer 
seiner Pflicht zur Teilnahme an einer Abnahmeprüfung 
nicht nach, so gilt die Lieferleistung maximal vier (4) Wo-
chen nach Ingebrauchnahme und schriftlicher Anzeige der 
Abnahmebereitschaft durch den Auftragnehmer als abge-
nommen, soweit in dieser Zeit keine die Abnahme hindern-
den Mängel seitens des Auftraggebers geltend gemacht 
werden. 

2. Wird die Auftragsleistung des Auftragnehmers in eine Ge-
samtleistung des Auftraggebers gegenüber seinem End-
kunden integriert und ist eine Abnahme daher erst im Zu-
sammenhang mit den anderen Werken möglich, so findet 
eine Abnahme der Leistung des Auftragnehmers erst mit 
Abnahme der Auftraggeber-Gesamtleistung durch den 
Endkunden statt, ohne dass es einer ausdrücklichen Erklä-
rung bedarf, spätestens jedoch nach (6) Wochen. Zahlun-
gen bedeuten in keinem Fall die Abnahme des Liefergegen-
standes. 

3.  Wenn nicht einzelvertraglich schriftlich abweichend verein-
bart, tritt, soweit nach vorstehender Regelung eine Ab-
nahme erforderlich ist, mit Abnahme der Lieferleistung, an-
dernfalls mit vollständiger Lieferung der Lieferleistung der 
Gefahrübergang ein. 

4. Der Auftraggeber wird, soweit die Lieferleistung durch den 
Auftragnehmer selbst hergestellt wird, mit deren Entste-
hung, andernfalls mit Lieferung an den Auftraggeber Eigen-
tümer der Lieferleistung. 

5. Jeglicher Eigentumsvorbehalt hinsichtlich Lieferleistungen 
von Seiten des Auftragnehmers an den Auftraggeber ist 
ausgeschlossen, es sei denn, der Auftraggeber stimmt ei-
nem Eigentumsvorbehalt in gesonderter Vereinbarung aus-
drücklich schriftlich zu. 
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§ 11 Geheimhaltung 
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle nicht offenkundi-

gen, kaufmännischen und technischen Einzelheiten, die 
ihm durch die Geschäftsbeziehung bekannt werden, streng 
geheim zu halten und gegen unbefugte Einsichtnahme, 
Verlust oder Verwendung zu sichern. Dies gilt insbesondere 
auch für Beistellungen (gemeinsam nachfolgend „Informa-
tionen“ genannt). Informationen dürfen unbefugten Dritten 
ohne schriftliche Genehmigung des Auftraggebers nicht zu-
gänglich gemacht oder überlassen werden. Diese Ver-
pflichtung besteht nicht für diejenigen Informationen, (a) die 
ohne Bruch dieser Verpflichtung allgemein bekannt sind o-
der werden, (b) die dem Auftragnehmer seitens eines Drit-
ten ohne Verletzung einer entsprechenden Verpflichtung 
bekannt gemacht werden oder (c) von denen der Auftrag-
nehmer nachweisen kann, sie bereits vor Inkrafttreten die-
ser Verpflichtung besessen oder danach unabhängig ent-
wickelt zu haben. 

2. Die Vervielfältigung solcher Informationen ist nur im Rah-
men der betrieblichen Erfordernisse und urheberrechtlichen 
Bestimmungen zugelassen. Die dem Auftragnehmer über-
lassenen Informationen sind nach Fertigstellung der Arbei-
ten unter Beachtung der Geheimhaltungsvorschrift unauf-
gefordert an den Auftraggeber zu übergeben oder in Ab-
sprache mit dem Auftraggeber sicher zu vernichten. Der 
Auftragnehmer wird keine Kopien, Duplikate etc. zurückbe-
halten oder aufbewahren, es sei denn, er ist aufgrund ge-
setzlicher Vorschriften zu einer Archivierung verpflichtet. 
Vorbehaltlich weiterer Rechte kann der Auftraggeber ihre 
Herausgabe verlangen, sobald der Auftragnehmer seine 
Pflichten verletzt. 

3. Mitarbeiter und Unterlieferanten sind entsprechend zu ver-
pflichten. 

4. Sofern im Auftrag keine anderen Regelungen getroffen wer-
den, besteht diese Geheimhaltungsverpflichtung fünf (5) 
Jahre nach Lieferung und/oder Leistung fort. 

5. Der Auftragnehmer darf nur mit schriftlicher Zustimmung 
durch den Auftraggeber mit der Geschäftsbeziehung wer-
ben. 

 
§ 12 Mängelhaftung 
1. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass alle seine Liefer-

leistungen, 
a) den vertraglich vereinbarten Spezifikationen entspre-

chen, 
b) frei von Konstruktions-, Fertigungs- und Materialfehlern 

sind, 
c) dem zum Abnahmezeitpunkt aktuellen Stand von Wis-

senschaft und Technik entsprechen, 
d) den zum Abnahmezeitpunkt auf sie anwendbaren ge-

setzlichen, behördlichen, industriespezifischen Nor-
men und Anforderungen, insbesondere sicherheits-
technischen, umweltschutzrechtlichen, baubehördli-
chen, Gefahrstoff-, Gefahrgut- und Unfallverhütungs-
vorschriften sowie den qualitätssichernden Vorgaben 
des Auftraggebers und des Endkunden entsprechen, 

e) geeignet sind für den vertraglich vereinbarten oder für 
den Auftragnehmer erkennbaren Verwendungszweck. 

2. Sofern Lieferleistungen den vorgenannten Anforderungen 
nicht entsprechen, kann der Auftraggeber nach seiner Wahl 
vom Auftragnehmer verlangen, auf dessen Risiko den auf-
getretenen Mangel zu beseitigen oder durch mangelfreie 
Lieferleistungen zu ersetzen. Für den Fall, dass der Auf-
tragnehmer dieser Verpflichtung nicht innerhalb angemes-
sener Frist nachkommt, die Mangelbeseitigung oder Er-
satzleistung ablehnt oder besondere Umstände vorliegen, 
die ein sofortiges Tätigwerden gebieten, kann der Auftrag-
geber - nach Unterrichtung des Auftragnehmers - auf Kos-
ten des Auftragnehmers die aufgetretenen Mängel selbst 
beseitigen oder mangelfreie Ersatzleistung erbringen oder 
durch Dritte den Mangel beseitigen oder die Lieferleistung 
ersetzen lassen. 

3. Darüber hinaus hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
alle ihm im Zusammenhang mit der Mangelbeseitigung o-
der dem Ersatz mangelhafter Lieferleistungen erforderli-
chen Kosten (einschließlich Transport-, Handling, Ein- / 
Ausbau-, Material- und Arbeitskosten) zu ersetzen. 

4. Die Gewährleistungsfrist beträgt 36 Monate ab Lieferung an 
(Kauf- und Dienstleistungen) oder Abnahme durch (Wer-
kleistungen) den Auftraggeber. Sofern die Lieferleistung 
Teil einer vom Auftraggeber an seinen Kunden zu liefern-
den Gesamtleistung ist, beträgt die Gewährleistungsfrist 36 
Monate ab Abnahme der Gesamtleistung durch den Kun-
den des Auftraggebers, längstens jedoch 48 Monate ab Lie-
ferung an den Auftraggeber. Die 36-monatige Verjährungs-
frist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus Rechtsmän-
geln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche 
Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) un-
berührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren 
darüber hinaus in keinem Fall, solange der Dritte noch 
Rechte – insbesondere mangels Verjährung – gegen den 
Auftraggeber geltend machen können. 
Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vor-
stehender Verlängerung gelten – im gesetzlichen Umfang 
– für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit dem Auf-
traggeber wegen eines Mangels auch außervertragliche 
Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die regel-
mäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn 
nicht die Anwendung der Verjährungsfristen des Kaufrechts 
im Einzelfall zu einer längeren Verjährungsfrist führt.  

5. Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche 
bleiben unberührt. 

6. Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht 
gelten die gesetzlichen Vorschriften mit folgender Maß-
gabe: Die Untersuchungspflicht des Auftraggebers be-
schränkt sich auf Mängel, die bei dessen Wareneingangs-
kontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der 
Lieferpapiere offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschä-
digungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer 
Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind. 
Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht keine Untersu-
chungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit 
eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang 
tunlich ist. Die Rügepflicht des Auftraggebers für später ent-
deckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Un-
tersuchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) je-
denfalls dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie in-
nerhalb von fünf Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei of-
fensichtlichen Mängeln, ab Lieferung abgesendet wird.  

 
§ 13 Sonstige Haftung / Versicherung 
1. Der Auftragnehmer haftet für Ansprüche, die sich bei ver-

tragsgemäßer Verwendung der Lieferungen und Leistun-
gen aus der Verletzung erteilter und angemeldeter Schutz-
rechte sowie Urheberrechtsverletzungen ergeben. Der Auf-
tragnehmer stellt den Auftraggeber und dessen Kunden 
von allen Ansprüchen aus der Verletzung solcher Schutz-
rechte frei. Dies gilt nicht, soweit der Auftragnehmer nach 
vom Auftraggeber übergebenen Zeichnungen, Modellen, 
Daten etc. arbeitet und nicht weiß oder im Zusammenhang 
mit von ihm erbrachten Leistungen nicht wissen muss, dass 
dadurch Schutzrechte verletzt werden. Im Verletzungsfall 
ist der Auftraggeber berechtigt, auf Kosten des Auftragneh-
mers vom Inhaber solcher Schutzrechte die erforderliche 
Genehmigung zur Lieferung, Inbetriebnahme, Benutzung, 
Weiterveräußerung etc. des Liefergegenstandes zu erwir-
ken. Falls dies dem Auftragnehmer nicht zumutbar ist, kann 
dieser vom Vertrag zurücktreten. Ein darüber hinaus ge-
hender Schadensersatzanspruch des Auftraggebers bleibt 
unberührt. 

2. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von Ansprüchen 
Dritter aus Produkthaftung frei, wenn und soweit er für den 
Produktfehler und den eingetretenen Schaden verantwort-
lich ist, und erstattet dem Auftraggeber insoweit etwaige 
Aufwendungen, die sich aus oder im Zusammenhang mit 
einer Rückrufaktion oder vom Auftraggeber oder einem sei-
ner Kunden durchgeführten Servicemaßnahmen ergeben. 
Über Inhalt und Umfang der Rückruf- oder Servicemaßnah-
men wird der Auftraggeber den Auftragnehmer - soweit 
möglich und zumutbar - unterrichten und ihm Gelegenheit 
zur Stellungnahme geben. Für den Schadensausgleich zwi-
schen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer finden 
die Grundsätze des § 254 BGB entsprechende Anwen-
dung. 
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3. Sollten Leistungen des Auftragnehmers auch Arbeiten auf 
dem Betriebsgelände des Auftraggebers oder eines seiner 
Kunden beinhalten, so wird der Auftragnehmer während 
des Verlaufs dieser Arbeiten alle erforderlichen Vorsichts-
maßnahmen zur Vermeidung von Personen- oder Sach-
schäden treffen. Der Auftragnehmer ersetzt dem Auftrag-
geber und stellt den Auftraggeber frei von allen Schäden, 
Kosten und Aufwendungen, die durch Arbeiten des Auftrag-
nehmers auf einem Betriebsgelände verursacht werden, es 
sei denn, den Auftragnehmer trifft hieran kein Verschulden. 

4. Der Auftragnehmer haftet für seine Vertreter, Erfüllungsge-
hilfen oder Unterbeauftragten in gleichem Maße wie für ei-
genes Verschulden. 

5. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, insbesondere hinsicht-
lich Personen-, Sach- und Vermögensschäden einen ange-
messenen, industrieüblichen Versicherungsschutz sowohl 
dem Grunde als auch der Höhe nach abzuschließen und 
sicherzustellen. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber 
auf Anfrage entsprechende Versicherungsbestätigungen 
vorzulegen. Der Auftragnehmer tritt hiermit all seine Zah-
lungsansprüche gegen die Versicherer in Verbindung mit 
den Vertragsgegenständen im Voraus an den Auftraggeber 
ab, der Auftraggeber nimmt diese Abtretung an. Durch den 
Abschluss der Versicherungen und die Abtretung der Ver-
sicherungsansprüche wird die Haftung des Auftragnehmers 
nicht begrenzt. 

6.  Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche 
bleiben unberührt. 

 
§ 14 Rechte an den Arbeitsergebnissen / Schutzrechte, 

Know-How, Urheberrechte 
1. Der Auftraggeber erhält auf die Arbeitsergebnisse als Gan-

zes sowie auf deren wesentliche Teile ein ausschließliches, 
uneingeschränktes, unterlizenzierbares und unwiderrufli-
ches Verwertungsrecht, das durch die Gesamtvergütung 
abgegolten ist. Hinsichtlich der in den Arbeitsergebnissen 
enthaltenen Schutzrechte gelten im Übrigen die nachste-
henden Bedingungen. 

2. „Schutzrechte“ im Sinne dieser Einkaufsbedingungen sind 
Rechte auf, unter oder an Patenten, Patentanträgen und 
gesetzlichen Erfinder-Anträgen, Gebrauchsmustern, Erfin-
dungen und jeglichen anderen anmeldefähigen Rechten 
einschließlich der Anmeldungen und Anträge auf deren Re-
gistrierung. 

3. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, unter Anwendung der 
branchenüblichen Sorgfalt einschließlich der Patentrecher-
che, Arbeitsergebnisse zu erreichen, die frei von Rechten 
Dritter sind. Sollte es unumgänglich oder zweckmäßig er-
scheinen, Rechte Dritter, über die der Auftragnehmer nicht 
verfügt, zu verwenden, so wird der Auftragnehmer dies un-
verzüglich anhand entsprechender Unterlagen und Begrün-
dungen dem Auftraggeber mitteilen. Der Fortgang der Auf-
tragsarbeiten bis zur Stellungnahme des Auftraggebers be-
züglich der Verwendungsmöglichkeit der Drittrechte wird 
zwischen den Parteien abgestimmt. 

4. Sofern in Arbeitsergebnissen Schutzrechte enthalten sind, 
die beim Auftragnehmer vor der Durchführung des Auftra-
ges oder während der Durchführung, aber nachweislich au-
ßerhalb der Auftragsarbeiten, entstanden sind (”Hinter-
grundschutzrechte”), erhält der Auftraggeber eine übertrag-
bare, unterlizenzierbare, nicht ausschließliche, unwiderruf-
liche, durch die Gesamtvergütung vollständig abgegoltene 
Lizenz an diesen Schutzrechten. Die Lizenz ist beschränkt 
auf die Verwertung der Hintergrundschutzrechte im Rah-
men der Nutzung der Arbeitsergebnisse oder deren we-
sentlicher Teile. Entsprechendes gilt für Hintergrund-Know-
how. 

5. Beabsichtigt der Auftragnehmer, Hintergrundschutzrechte 
in den Arbeitsergebnissen zu verwenden, so ist er verpflich-
tet, dies dem Auftraggeber zuvor schriftlich mitzuteilen, um 
die Genehmigung vom Auftraggeber zur Verwendung die-
ser Schutzrechte einzuholen. Der Fortgang der Auftragsar-
beiten bis zur Stellungnahme des Auftraggebers wird zwi-
schen den Parteien abgestimmt. 

6. Der Auftraggeber hat ein Vorrecht zur Schutzrechtserlan-
gung in Bezug auf alle Schutzrechte, die im Rahmen der 
Beauftragung vom Auftragnehmer bzw. dessen Arbeitneh-
mern allein oder gemeinsam mit Mitarbeitern des 

Auftraggebers gemacht werden (”Vordergrundschutz-
rechte”). Der Auftragnehmer stellt die Möglichkeit der Wahr-
nehmung des Vorrechtes seitens des Auftraggebers sicher, 
indem er alle ihm im Zusammenhang mit den Arbeitsergeb-
nissen gemeldeten oder ihm sonst zur Kenntnis gekomme-
nen Schutzrechte spätestens zwei (2) Monate nach der 
Meldung oder Kenntnis dem Auftraggeber schriftlich zur 
Übernahme anbietet. Das Entgelt dafür gilt als mit der Ge-
samtvergütung abgegolten. Der Auftraggeber kann das 
Vorrecht zur Schutzrechtserlangung an ein Verbundenes 
Unternehmen übertragen. Ist der Auftraggeber nicht an der 
alleinigen Schutzrechtserlangung im eigenen Namen inte-
ressiert, werden sich Auftraggeber und Auftragnehmer bei 
Kostenteilung über eine gemeinsame Schutzrechtserlan-
gung abstimmen. Der Auftraggeber kann ein Verbundenes 
Unternehmen benennen, das an seiner Stelle in die Schutz-
rechtsanmeldung aufgenommen wird. Vorbehaltlich ander-
weitiger Vereinbarung hat der Auftraggeber im Falle einer 
gemeinsamen Schutzrechtsanmeldung das unwiderrufli-
che, übertragbare, unterlizenzierbare, uneingeschränkte, 
nicht ausschließliche Nutzungsrecht an dem Schutzrecht im 
Ganzen. Das Entgelt dafür gilt als mit der Gesamtvergütung 
abgegolten. Ist der Auftraggeber auch nicht an der gemein-
samen Schutzrechtserlangung interessiert, kann der Auf-
tragnehmer die Schutzrechtserlangung nach eigenem Be-
lieben und in eigenem Namen auf eigene Kosten betreiben, 
wobei dem Auftraggeber das unwiderrufliche, übertragbare, 
unterlizenzierbare, uneingeschränkte, nicht ausschließliche 
Recht zur kostenlosen Nutzung dieser Schutzrechte zu-
steht. Das Entgelt dafür gilt als mit der Gesamtvergütung 
abgegolten. 

7. Die jeweils nicht an der Schutzrechtserlangung beteiligte 
Partei erklärt sich, auf eigene Kosten, zur Unterstützung 
und Abgabe aller für die Erlangung und Verteidigung des 
Schutzrechtes notwendigen Erklärungen bereit. 

8. Soweit das vom Auftragnehmer oder seinen Mitarbeitern 
geschaffene Arbeitsergebnis ein Design enthält, das geeig-
net ist, als solches eingetragen zu werden, tritt der Auftrag-
nehmer das Recht hieran im Zeitpunkt seiner Entstehung 
an den Auftraggeber ab. Der Auftraggeber hat das Recht, 
die registerrechtliche Eintragung des Designs nach freiem 
Ermessen herbeizuführen. Das Entgelt dafür gilt als mit der 
Gesamtvergütung abgegolten. 

9. Soweit Leistungen des Auftragnehmers bzw. Arbeitsergeb-
nisse ganz oder teilweise urheberrechtlich geschützt sind, 
räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber hiermit das 
ausschließliche, unwiderrufliche, unterlizenzierbare, über-
tragbare, zeitlich, örtlich und inhaltlich unbegrenzte Recht 
ein, diese Arbeitsergebnisse in allen Nutzungsarten unent-
geltlich beliebig zu nutzen, insbesondere zu vervielfältigen, 
zu verbreiten, auszustellen sowie zu ändern und zu bear-
beiten, sofern die Arbeitsergebnisse nicht von § 4 erfasst 
sind. Das Entgelt dafür gilt als mit der Gesamtvergütung ab-
gegolten.  

10. Vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelungen ist der Auf-
tragnehmer für die Vergütung seiner Arbeitnehmer alleine 
verantwortlich. 

11. Im Falle der Beauftragung von Unterauftragnehmern garan-
tiert der Auftragnehmer die Rechtsmängelfreiheit der Ar-
beitserzeugnisse der Unterauftragnehmer. Insbesondere 
stellt der Auftragnehmer sicher, dass ihm für die Arbeitser-
zeugnisse des Unterauftragnehmers die in § 14 Abs. 1 bis 
10 genannten Rechte vollständig übertragen werden und er 
befugt ist, diese Rechte vollständig dem Auftraggeber ein-
zuräumen. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von 
jeglicher Haftung für Ansprüche aus Schutzrechtsverletzun-
gen der Unterauftragnehmer frei, sofern diese durch einen 
Verstoß gegen Satzes 2 dieser Ziffer verursacht wurden.  

 
§ 15 Vertragsbeendigung 
Kündigung 
1. Der Auftraggeber kann den Auftrag jederzeit ohne Einhal-

tung einer Frist und ohne Angabe von Gründen kündigen; 
die Kündigung kann sich auf den Gesamtauftrag oder auf 
einen Teil des Auftrages beziehen. Eine solche ordentliche 
Kündigung bedarf der Schriftform. 

2. Im Falle einer ordentlichen Kündigung zahlt der Auftragge-
ber die Gesamtvergütung anteilig entsprechend den 



Allgemeine Einkaufsbedingungen    
Stand 29. Mai 2019   
 

6 

 

Leistungen, die der Auftragnehmer bis zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Kündigung nachweislich erbracht hat. 
Im Falle einer Teilkündigung wird die entsprechende Zah-
lung jedoch nicht vor dem für die erbrachte Leistung verein-
barten Zahlungstermin fällig. 

3. Über die Vorschrift des § 15.2 hinaus ersetzt der Auftrag-
geber dem Auftragnehmer im Falle einer Gesamt- oder Teil-
kündigung diejenigen Kosten, die ihm aus Anlass und zum 
direkten Zweck der Durchführung des gekündigten Auf-
tragsumfanges unter Beachtung der kaufmännischen Sorg-
falt nachweislich entstanden sind und die ihm im Rahmen 
des Möglichen und Zumutbaren nicht vermeidbar waren. 

4. Weitere Ansprüche des Auftragnehmers im Falle der or-
dentlichen Kündigung, gleich aus welchem Rechtsgrund, 
bestehen nicht. Die Höhe der nach diesem § 15 seitens des 
Auftraggebers insgesamt zu leistenden Zahlungen ist in je-
dem Falle maximal auf die Höhe der Gesamtvergütung be-
grenzt. 

5. Wird im Falle einer ordentlichen Kündigung ein Auftrag zwi-
schen dem Auftraggeber oder eines seiner Verbundenen 
Unternehmen einerseits und dem Auftragnehmer anderer-
seits vereinbart, für den die freiwerdenden Kapazitäten des 
Auftragnehmers genutzt werden können, sollen die vorste-
henden Zahlungen gemäß § 15.3 nach Möglichkeit berück-
sichtigt werden. 

 
Kündigung aus wichtigem Grund 
6. Die Parteien können den Auftrag aus wichtigem Grund 

ohne Einhaltung einer Frist außerordentlich kündigen. Als 
wichtiger Grund gilt insbesondere die Verletzung einer dem 
Auftragnehmer obliegenden vertraglichen Verpflichtung, 
welcher der Auftragnehmer nicht vollständig innerhalb einer 
vom Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist abhilft. 
Ein wichtiger Grund liegt auch vor im Falle des Antrags auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Auftragnehmers oder soweit in den Vermögensverhältnis-
sen des Auftragnehmers eine wesentliche Verschlechte-
rung eintritt oder einzutreten droht, durch welche die Ein-
haltung der vertraglichen Verpflichtungen, insbesondere 
der Lieferverpflichtungen, gefährdet werden könnte. 

 
7. Die Geltendmachung weiterer Ansprüche seitens des Auf-

traggebers im Falle einer außerordentlichen Kündigung 
durch den Auftraggeber bleibt vorbehalten. 

 
Rücktritt 
8. Soweit der Auftraggeber von einem vertraglichen oder ge-

setzlichen Rücktrittsrecht Gebrauch macht, bedarf die Er-
klärung des Rücktritts der Schriftform.  

9. In einem solchen Fall ist der Auftraggeber berechtigt, an-
stelle der Rückgewähr oder Herausgabe der bisher emp-
fangenen Leistungen Wertersatz zu leisten. Die Höhe des 
Wertersatzes richtet sich nach dem Wert der erbrachten 
Leistung im Zeitpunkt der Abgabe der Rücktrittserklärung. 

 
§ 16 Prüfrecht 
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auftraggeber 

nach Ankündigung während der üblichen Geschäftszeiten 
Zugang zu seinen Geschäftsräumen zu gewähren und Ein-
blick in alle Unterlagen zu geben, die in Zusammenhang mit 
einem Auftrag stehen, damit der Auftraggeber die Ord-
nungsmäßigkeit der Leistungen des Auftragnehmers und 
die Richtigkeit aller Rechnungspositionen überprüfen kann. 

2. Diese Unterlagen sind auch für einen Zeitraum von fünf (5) 
Jahren nach Beendigung des Auftrages für eine solche 
Überprüfung verfügbar zu halten. 

3. Sofern der Auftragnehmer Unterauftragnehmer beschäftigt, 
wird er dafür Sorge tragen, dass diese dem Auftraggeber 
entsprechende Rechte einräumen. 

 
§ 17 Einhaltung des Mindestlohngesetzes, Sicherheitsleis-

tung, Sonderkündigungsrecht 
1. Der Auftragnehmer garantiert, dass jeder bei dem Auftrag-

nehmer beschäftigte Arbeitnehmer stetig und fristgerecht 
Arbeitsentgelt mindestens in Höhe des jeweils geltenden 
gesetzlichen Mindestlohns erhält. Nachunternehmer und 
Verleiher, zu denen der Auftragnehmer Vertragsbeziehun-
gen unterhält, verpflichtet 

der Auftragnehmer entsprechend. 
2. Für Nachunternehmer und Verleiher, zu denen der Auftrag-

nehmer oder Nachunternehmer des Auftragnehmers Ver-
tragsbeziehungen unterhalten, garantiert der Auftragneh-
mer, dass jeder der bei diesen beschäftigten Arbeitnehmern 
stetig und fristgerecht Arbeitsentgelt mindestens in Höhe 
des jeweils geltenden gesetzlichen Mindestlohns erhält. 

3. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Verpflichtung des Auf-
tragnehmers zur Zahlung des Mindestlohns durch Einsicht 
in Geschäftsunterlagen unter Wahrung datenschutzrechtli-
cher Vorgaben zu prüfen. Dazu hat der Auftragnehmer 
nach Aufforderung vom Auftraggeber kostenfrei innerhalb 
angemessener Frist prüffähige Nachweise vorzulegen, ins-
besondere in jeweils anonymisierter Form die Dokumente 
nach § 17 MiLoG und Lohnlisten. Nachunternehmer und 
Verleiher, zu denen der Auftragnehmer Vertragsbeziehun-
gen unterhält, verpflichtet der Auftragnehmer entspre-
chend. 

4. Von der Haftung nach § 13 MiLoG stellt der Auftragnehmer 
den Auftraggeber vollumfänglich frei. Wird der Auftraggeber 
von Arbeitnehmern des Auftragnehmers, von Arbeitneh-
mern von Nachunternehmern des Auftragnehmers oder 
von Arbeitnehmern von Verleihern, zu denen der Auftrag-
nehmer Vertragsbeziehungen unterhält, nach § 13 MiLoG 
in Anspruch genommen, wird der Auftragnehmer verschul-
densunabhängig sämtliche Kosten der Inanspruchnahme 
übernehmen. Zur Absicherung dieses Regressanspruchs 
ist der Auftragnehmer verpflichtet, den Auftraggeber auf 
Verlangen eine Sicherheit in Form einer unwiderruflichen 
und unbedingten selbstschuldnerischen Bürgschaft eines 
zur Vornahme solcher Geschäfte in Deutschland zugelas-
senen Kreditinstitutes oder Kreditversicherers in angemes-
sener Höhe zu leisten. Die Kosten für die Bürgschaft hat der 
Auftragnehmer zu tragen. 

5. Verletzt der Auftragnehmer die Pflichten aus Abs. 1 oder 
wird der Auftraggeber von Arbeitnehmern des Auftragneh-
mers, von Arbeitnehmern von Nachunternehmern des Auf-
tragnehmers oder von Arbeitnehmern von Verleihern, derer 
sich der Auftragnehmer bedient, nach § 13 MiLoG in An-
spruch genommen, steht dem Auftraggeber das Recht zu, 
Aufträge und sonstige Vereinbarungen – auch teilweise – 
ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen. 

 
§ 18 Sonstiges 
1. Erfüllungsort für die Leistungen und Lieferungen aus dem 

jeweiligen Einzelauftrag ist der Hauptsitz oder der Sitz der 
Auftrag gebenden Niederlassung des Auftraggebers, so-
weit nicht im Einzelvertrag ein anderer Erfüllungsort be-
nannt wird. 

 
2. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten, die 

sich aus oder im Zusammenhang mit einem Auftrag erge-
ben, ist - soweit gesetzlich zulässig – das örtlich zuständige 
Gericht am Sitz des Auftraggebers. 

3. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss der Bestimmungen des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge 
über den Internationalen Warenkauf (UN-Kaufrecht). 


